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Junges Handwerk
Was begeistert junge Menschen im Handwerk an ihrem
Beruf? Die RZ hat mit einigen von ihnen gesprochen.
Teil 1: Alexander Neumaier, Stukkateur und Maler mit
Bestnoten. » Seite 15

VON JÜRGEN T. WIDMER

SCHWÄBISCH GMÜND. „Nein, wir sind
nicht grundsätzlich gegen Bebauung“,
sagen Dorit Zulley und Andreas Gold. Sie
sprechen für die Bürgerinitiative Margari-
tenhöhe, und sie wählen deutliche Worte.
„Nicht an dieser Stelle“, sagen sie. Da sie
direkt an der Zufahrt zum geplanten Bau-
gebiet wohnen, sehen sie sich natürlich
dem Vorwurf ausgesetzt, sie seien „Nim-
bys“. Nimby ist eine englische Abkürzung
für „Not in my Backyard“. Heißt: Nicht in
meinem Hinterhof.

„Daran liegt es nicht“, sagen sie. Viel-
mehr haben sie aus ihrer Sicht einige Argu-
mente gegen die geplante Bebauung auf
dem ungefähr dreieinhalb Hektar großen
Gelände zwischen Klepperletrasse und
Weißensteiner Straße, direkt oberhalb des
Neubaus des Roten Kreuzes. Das Grund-
stück gehört den Barmherzigen Schwes-
tern des Hl. Vinzenz in Obermarchtal.

Diese könnten sich vorstellen, dass auf
dem Grundstück 170 Wohnungen entste-
hen. 25 Prozent davon sollen als geförder-
ter Wohnraum gebaut werden. Das heißt:
günstigere Mieten. Vorgeschrieben in
Schwäbisch Gmünd sind bei solchen Bau-
projekten 15 Prozent. „Die Zahl könnte
durch einen städtebaulichen Vertrag fest-
geschrieben werden“, sagt Gerhard Hack-
ner, Leiter des Amts für Stadtentwicklung.

Aber: Die BI äußert Zweifel, dass die 25
Prozent geförderten Wohnungen wirklich
kommen. Hintergrund: Am Salvator hatte
sich der Investor Gerhard Feig mit 114 000
Euro für 30 exklusive Wohnungen in bester
Hanglage freigekauft. Möglich, dass
dadurch ein Präzedenzfall geschaffen
wurde. Kritiker des Deals hatten damals
schon angemerkt, dass dies das Vertrauen
in die Wohnungspolitik der Stadt verrin-
gern könnte.

Während Befürworter des Projekts
anführen, dass die angrenzende Streuobst-
wiese erhalten bleibe, führt die BI an, dass
sich auf dem Grundstück viele alte Bäume
beinden. Unterstützung gibt es für die
Einschätzung vom Naturschutzbund. Er
bedauere, dass der Gmünder Gemeinderat
die Margaritenhöhe auf der Schapplach-
halde zur Bebauung freigegeben habe,
heißt es in einer Stellungnahme auf
Anfrage der Rems-Zeitung. Die Begrün-
dung: „Auf dem Areal stehen Dutzende
alte Bäume, die der Bebauung größtenteils
zum Opfer fallen dürften. Dies gilt auch für
die zahlreichen ökologisch hochwertigen
Gehölze und die vergleichsweise artenrei-
chen extensiv genutzten Wiesen. Darüber
hinaus gibt es Hinweise auf Wochenstuben
von Fledermäusen in einem der ehemali-
gen landwirtschaftlichen Gebäude, die
zum Abbruch vorgesehen sind.“

Bürgerinitiativekämpftgegen170Wohnungen
Bauen: 170 neue Wohnungen in der Schapplachhalde in Gmünd, 25 Prozent davon gefördert, ein neuer Kindergarten: Klingt gut?
„Ja“ sagt eine Bürgerinitiative und ist dennoch gegen den Bau. Dies sind ihre Gründe und die Einschätzung dazu.

Der Wert der Schapplachhalde sei erst
vor einigen Jahren im Zuge der Untersu-
chung zur landesweiten Biotopvernetzung
bestätigt worden, schreibt der Nabu weiter.
Nabu-Pressesprecher Walter Beck ist des-
halb selbst Mitglied der BI.

Noch ein weiteres Umwelt-Argument
führen Zolley und Koch ins Feld: Die
Schapplachhalde sei als Kaltluftschneise
wichtig für das Stadtklima, das sich ohne-
hin immer mehr aufheize. Der Nabu bestä-
tigt dies: „Sehr bedenklich ist die geplante
Bebauung auch aus Sicht des Stadtklimas.“
„Die Schapplachhalde und der gegenüber-
liegende Klarenberg bilden gemeinsam
zwei grüne Hänge, die nahezu bis in die
Innenstadt hineinreichen. Ohne die Aus-
wirkungen für die Frischluftversorgung der
Stadt untersucht zu haben, werden hier die
Schleusen für eine weitere Flächenversie-
gelung geöffnet“, so der Nabu. Auch die
Planungsunterlagen für den Gemeinderat
legen eine wichtige Funktion für die Kalt-
luftversorgung nahe.

Allerdings gilt, dass diese Untersuchun-
gen im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens noch absolviert werden. „Im Rahmen
eines Bebauungsplanverfahrens sind viele
Untersuchungen notwendig“, erläutert
Markus Herrmann, Pressesprecher der
Stadt, das Verfahren. Seit der Stadtrat im
April der Aufstellung eines vorhabenden
bezogenen Bebauungsplans zugestimmt
hat, laufen Untersuchungen. „Dazu gehö-

ren artenschutzrechtliche Gutachten
ebenso wie ein Verkehrskonzept“, so Herr-
mann. Er rechnet mit den Ergebnissen zum
Jahresende. Dann wird der Bebauungsplan,
sofern genehmigungsfähig, ausgelegt.
Dann können auch alle Beteiligten, darun-
ter die BI, ihre Argumente und Bedenken
einbringen.

Von letzteren hat die BI noch einige:
Zum Beispiel die Erschließung des neuen
Baugebiets. Schon jetzt werde die Bischof-
Keppler-Straße für Ausweichverkehr
benutzt. Mit dem neuen Baugebiet käme
der Verkehr von 400 Menschen und unge-
fähr 100 Kindergarteneltern noch dazu.
„Zu viel“, sagen sie.

Wer versucht, sich dem neuen Baugebiet
zu nähern, tut dies über die schmale Berg-
straße. Weiter unten hat die Stadt künstli-
che Fahrbahnengstellen geschaffen, um
den Verkehr zu beruhigen und zu verlang-
samen. Ob die Zufahrtssituation ausrei-
chend ist, oder was passieren muss, damit
dies der Fall wird, soll ein Verkehrsgutach-
ten zeigen, wie Herrmann erklärt.

Für Diskussion sorgt auch der Bau-
grund, Knollenmergel. „Er ist als Baugrund
sehr schwierig“, sagt der Grünen-Stadtrat
Karl Miller, Unterstützer der BI und im
Hauptberuf Architekt. Wer auf der Inter-
netseite des Landesamtes für Geologie,
Rohstoffe und Bergbau (LRDB) nach Knol-
lenmergel oder, wie er auch heißt „Trossin-
gen-Formation“ sucht, stellt anhand einer

Karte fest, dass es im Gebiet des Knollen-
mergels öfters zu Hangrutschungen
kommt. Zum Beispiel auch in Leinzell
oberhalb der Schule.

Das LGRB beurteilt den Knollenmergel
so: „Der dunkelrote, 10 bis 40 m mächtige,
ungeschichtete Tonstein des Knollenmer-
gels ist in unverwittertem Zustand hart
und standfest. Nahe der Erdoberläche ver-
wittert der Tonstein rasch, wobei durch-
feuchteter Ton und Schluff entstehen, die
in besonders starkemMaß zu Rutschungen
neigen.“ Miller befürchtet, dass der
schwierige Baugrund den Bau verteuern
würde, und dann die 25 Prozent geförder-
ter Wohnraum nicht mehr zu halten sind.

Zulley, Gold und Miller bezweifeln auch,
dass die Wohnungen an dieser Stelle not-
wendig sind. „Es gibt schon einige Baupro-
jekte in Gmünd, die realisierbar sind“,
sagen sie und erwähnen das TSB-Gelände,
den geplanten Stadteingang West oder
„Wohnen an der Stadtmauer“. Mehr sei
nicht notwendig. Diese Vermutung lässt
sich weder beweisen noch widerlegen.
Denn der Stadt fehlt ein zentrales Pla-
nungsinstrument: eine Wohnbedarfsana-
lyse. Es kann also sein, dass in Gmünd aus-
reichend Wohnungen gebaut werden, aber
die falschen. Eine solche Analyse ist aber
nicht geplant.
¬ Wer Kontakt zur Bürgerinitiative auf-
nehmen will, kann das per E-Mail tun.
Adresse: info@bi-margaritenhoehe.de

Noch grünt es hier mächtig, doch Bäume, Unterholz und auch die landwirtschaftlichen Gebäude müssen weichen. Dagegen kämpft jetzt eine
Bürgerinitiative. Foto: jtw

VON FRANZ GRASER

SCHWÄBISCH GMÜND.Marcel Kratzenberg,
Vorsitzender der verfassten Studierenden-
schaft der PH Gmünd, freut sich: Denn in
das dreistöckige Gebäude neben der Mensa
werden wichtige Einrichtungen für die Stu-
dierenden einziehen – das Studierenden-
café Matrikühl, daneben Büro- und Bespre-
chungsräume für den Allgemeinen Studie-
rendenausschuss, ein Ruhe- und
Andachtsraum sowie Gruppenarbeits-
räume. „Das Matrikühl hat mehr Platz,
eine Terrasse und mehr Licht“, sagt Krat-
zenberg. Wichtig sei für ihn, dass alle
Räume an einem Ort konzentriert seien.

Ganz zentral ist auch, dass das Gebäude
künftig die „Creative Hall Assisted Living“
der PH beherbergen wird, einen „Innova-
tionsort für unterstütztes Leben“, wie es
Landrat Dr. Joachim Bläse formulierte.
Hier soll an Lösungen geforscht werden,
die ältere Menschen – mit moderner Tech-

nik und Künstlicher Intelligenz – im tägli-
chen Leben unterstützen. Die Dringlich-
keit dieser Forschung illustrierte Bläse an
einem Beispiel: 2035 werde der erste Jahr-
gang der Baby-Boomer in Deutschland 80
Jahre alt. Ab 2035 werde man somit einen
hohen Anteil von über 80-Jährigen in der
Bevölkerung haben. Bläse lobte die
gemeinsame Anstrengung von Kreis, Stadt
und Land für das Projekt. OB Richard
Arnold stieß ins gleiche Horn: Das Vorha-
ben wäre nicht zustande gekommen, wenn
es nicht von Stadt und Kreis vorangetrie-
ben worden wäre.

Edgar Buhl, der Kanzler der PH,
ergänzte, dass der Bau es den Studierenden
ermöglichen soll, sich auf die Herausforde-
rungen der Zukunft vorzubereiten. „Bil-
dung braucht inspirierende Räume“, sagte
Buhl. Die Creative Hall soll ab Herbst, das
Studierendenwerk ab April in das Gebäude
einziehen, sagte Karl Kurz, der Chef der
Infrastrukturgesellschaft des Kreises.

Forschungsort für eine alterndeGesellschaft
Bildung: Auf dem Campus der PH hat das Richtfest für die „Creative Hall Assisted Living“ stattgefunden. In dem 7,5 Millionen Euro teuren
Gebäude soll an Lösungen für eine alternde Gesellschaft geforscht werden. Dort werden aber auch studentische Einrichtungen einziehen.

Jörg Zeller, Vorarbeiter der Zimmerleute, zerschmettert das symbolische Glas und wünscht
dem Bau gutes Gelingen. Foto: fg

Olympisches Allerlei
Es sind wahrhaft olympische Wochen.
Immer wieder geht der Blick in das Herz
Frankreichs, um nachzusehen, ob nicht
doch eine Athletin oder ein Athlet ein biss-
chen glänzendes Edelmetall abgreifen
konnte. Paris mit seinen Fassaden im Stil
des Empire und der Belle Époque bildet
natürlich eine wunderbare Bühne für die-
ses weltumspannende Ereignis. Die Spiele
von Paris haben ja Pierre de Coubertin, den
Begründer der modernen Olympischen
Spiele, wieder ins Bewusstsein gerufen. Oft
wird geraunt, dass von dessen ursprüngli-
cher olympischer Idee heutzutage nicht
mehr allzu viel übrig sei. Worin diese Idee
bestand, ist aber ohnehin nur schwer fass-
bar. Denn Coubertin war ein Charakter des
19. Jahrhunderts, und seine idealisierte
Sicht der antikenOlympischen Spiele hatte
mit der historischen Wirklichkeit kaum
etwas zu tun. Der oft zitierte Satz „Dabei
sein ist alles“ lässt sich etwa für die Antike
nicht belegen: Während die Sieger in ihren
Heimatstädten triumphal empfangen wur-
den, mussten schon die Zweitplatzierten
auf dem Heimweg weite Umwege in Kauf
nehmen und sich vermummen, weil sie
nicht erkannt werden wollten, denn ihre
Niederlage galt den antiken Griechen als
Schande. Zudem hatte Coubertin für
Frauen im Sport nicht allzu viel übrig. Die
weihevolle Überhöhung der sportlichen
Wettkämpfe bei Olympia war dagegen
genau seinDing,weswegenCoubertin etwa
mit der pompösen Inszenierung der Spiele
von Berlin 1936 durch die Nazis im
Wesentlichen einverstanden war. Im Nach-
hinein spricht aber wohl für ihn, dass er
das Potenzial des Sports, des friedlichen
und fairen Wettstreits, für die Völkerver-
ständigung gefördert und ein Forum
geschaffen hat, das dieses Ideal – oder bes-
ser diese Illusion? – alle vier Jahre ins
Bewusstsein rückt.
Apropos:Manmag es sich kaumvorstellen,
aber ein Fünkchen der olympischen
Flamme hätte beinahe auch bis zur Ostalb
kommen können, wenn die Geschichte ein
bisschen anders verlaufen wäre. Anfang
der 1990er-Jahre sonnte sich Stuttgart in
dem Bewusstsein, die Sportmetropole der
Nation zu sein. Mit der Leichtathletik-EM
1986, der Freistil-Ringer-EM 1991 und der
Rad-WM 1991 hatte die Landeshauptstadt
innerhalb relativ kurzer Zeit mehrere
internationale Großereignisse erfolgreich
ausgerichtet. Die Leichtathletik-WM 1993
warf ihre Schatten voraus. Stuttgart wollte
mehr und liebäugelte mit einer Olympia-
Bewerbung für das Jahr 2000. Man dachte
damals an ein dezentrales Konzept, in das
auch das Umland einbezogen werden
sollte: Die Ringerhochburg Aalen war für
die Wettbewerbe im Ringen im Gespräch,
ebenso Heidenheim für das Fechten.
DieÜberlegungenwaren zumindest soweit
gediehen, dass ein Redaktionspraktikant
damals in einer Straßenumfrage erkunden
durfte, wie die Menschen auf der Ostalb
über ein solches olympisches Gastspiel
dachten. Die Befragten zeigten sich damals
allesamt sehr offen bis euphorisch, von der
heute weit verbreiteten Skepsis bis Ableh-
nung war nichts zu spüren.
Aber ach: statt Stuttgart durfte sich die
Hauptstadt Berlin um die Millenniums-
Spiele bewerben. Das Ende ist bekannt. Die
Berliner Kandidatur iel durch und gilt dem
Vernehmen nach heute noch als Parade-
beispiel, wie man eine Bewerbung um ein
internationales Großereignis besser nicht
angeht. Und auch Stuttgart erlebte sein
Waterloo, als die Landeshauptstadt im
Fight um die Spiele von 2012 bereits am
nationalen Vorentscheid scheiterte. Bei
diesem Versuch war übrigens keine Rede
mehr davon, einen Teil der Spiele auf der
Ostalb auszutragen. Womöglich war genau
dies der Grund dafür, dass es nicht klappte.
PS: Ein bisschen von Olympia in heimi-
schen Geilden träumen darf man ja, wenn
diesen Monat die Deutschland-Radtour in
Gmünd Station macht. (Hans Riedl)
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